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Also lasst uns diesen Tag mit der Erinnerung daran verbinden, wer wir sind und wie weit wir 
gereist sind. In Amerikas Geburtsjahr, im kältesten aller Monate, kauerte sich eine kleine 
Gruppe von Patrioten um langsam ersterbende Lagerfeuer an einem eisigen Fluss zusam-
men. Die Hauptstadt war aufgegeben. Der Feind rückte vor. Der Schnee war rot von Blut. 
Und in einem Moment, in dem der Ausgang unserer Revolution am zweifelhaftesten war, 
ordnete der Vater unsere Nation an, dass diese Worte dem Volk vorgelesen werden sollten:

Dies soll der Welt der Zukunft zugetragen werden, dass im tiefstem Winter, wenn außer 
Hoffnung und Tugend nichts überleben kann, dass dann die Stadt und das ganze Land, auf-
geschreckt durch eine gemeinsame Bedrohung, aufgestanden sind und sich ihr gestellt ha-
ben. 

Amerika. Lasst uns angesichts unserer gemeinsamen Bedrohung, in diesem Winter der 
Not, dieser zeitlosen Worte gedenken. Lasst uns voller Hoffnung und Tugend der eisigen 
Strömungen trotzen und alle Stürme, die da kommen mögen, ertragen. Unsere Kindeskinder 
sollen einst sagen können, dass wir uns geweigert haben, diese Reise enden zu lassen, als wir 
geprüft wurden. Dass wir uns weder abgewendet haben noch ins Taumeln gerieten. Sondern 
dass wir, den Horizont fest im Blick und mit Gottes Gnade, das großartige Geschenk der 
Freiheit weitergetragen und sicher an folgende Generationen übergeben haben.

Erklärung von Helmut Schmidt, Richard von Weizsäcker, Hans-Dietrich Genscher 
und Egon Bahr vom 9. Januar 2009 (Wortlaut)

Im Vorfeld der Inauguration Barack Obamas am 20. Januar d. J. forderten der ehemalige Bundeskanzler Helmut 
Schmidt, Ex-Bundespräsident Richard von Weizsäcker und die beiden ehemaligen Bundesminister Hans-Dietrich 
Genscher und Egon Bahr die Atommächte zu Gesprächen über Abrüstung auf. In ihrem – direkt an den Aufruf 
früherer US-Spitzenpolitiker von 2007 anknüpfenden – Beitrag für die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ vom 
9. Januar betonen sie die besondere Verantwortung der USA und Russlands: „Die Vision einer Welt ohne nukleare 
Bedrohung, wie sie Reagan und Gorbatschow in Reykjavík entwickelt haben, muss wiederbelebt werden.“ Mit 
Nachdruck warnen sie vor dem Bau eines US-amerikanischen Raketenschildes in Polen und Tschechien, der das 
„Fundament der Stabilität in Europa“ gefährden würde. Die Organisation „Internationale Ärzte für die Verhütung 
des Atomkrieges, Ärzte in sozialer Verantwortung“ (IPPNW) begrüßte die vorgeschlagenen Maßnahmen, forderte 
jedoch darüber hinaus Verhandlungen für einen „umfassenden Vertrag zur Abschaffung aller Atomwaffen“. – 
D. Red.

Henry Kissinger, George Schultz, William Perry und Sam Nunn haben 2007 zu einer atom-
waffenfreien Welt aufgerufen. Sie haben in Administrationen von Republikanern und De-
mokraten als Außen-, Verteidigungsminister und im Vorsitz des Streitkräfteausschusses des 
Senats Respekt in den Vereinigten Staaten und darüber hinaus erworben. Gerade ihr Wissen 
und ihre Erfahrungen verleihen ihrer Sorge vor wachsenden atomaren Gefahren Gewicht.

Als Realisten wissen sie, dass die Abschaffung aller Nuklearwaffen nur schrittweise er-
reichbar ist, und schlagen dringend praktische Schritte vor, damit aus der notwendigen 
Vision Wirklichkeit wird.

In den Vereinigten Staaten hat dieser Aufruf ein breites Echo ausgelöst und prominente 
Unterstützung erhalten. Beschlüsse europäischer Regierungen zur Unterstützung sind nicht 
bekanntgeworden. Unsere Antwort berücksichtigt aus deutscher Sicht die Erwartungen, die 

„Für eine atomwaffenfreie Welt“
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sich an die Präsidentschaft Barack Obamas knüpfen. Das Schlüsselwort unseres Jahrhun-
derts heißt Zusammenarbeit. Kein globales Problem ist durch Konfrontation oder durch den 
Einsatz militärischer Macht zu lösen: weder die Bewahrung der Umwelt und der Klimaschutz 
oder auch der Energiebedarf für eine wachsende Weltbevölkerung, noch die Bewältigung 
der globalen Finanzkrise. Die Vereinigten Staaten tragen eine herausragende, unentbehr-
liche Verantwortung. Das gilt erst recht in einer Zeit, in der die Zahl der Staaten steigt, die 
über Atomwaffen verfügen oder die sich die Fähigkeit verschaffen, solche Waffen herzu-
stellen und damit das Rohmaterial für einen katastrophalen Terrorismus. Gleichzeitig ent-
wickeln die Atomstaaten neue nukleare Waffen.

Den Aufruf der vier amerikanischen Persönlichkeiten zu einem scharfen Richtungswech-
sel in der Atompolitik nicht nur ihres Landes unterstützen wir ohne Vorbehalt. Das gilt ins-
besondere für folgende Vorschläge: Die Vision einer Welt ohne nukleare Bedrohung, wie sie 
Reagan und Gorbatschow in Reykjavík entwickelt haben, muss wiederbelebt werden.

Mit dem Ziel einer drastischen Verringerung der Atomwaffen sind Verhandlungen aufzu-
nehmen, zunächst zwischen den Vereinigten Staaten und Russland, die über die größte Zahl 
von Sprengköpfen verfügen, um auch die anderen Staaten dafür zu gewinnen, die über sol-
che Waffen verfügen. Der Nichtverbreitungsvertrag (NVV) muss entscheidend gestärkt wer-
den. Amerika muss den Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen (CTBT) 
ratifizieren. Alle atomaren Kurzstreckenwaffen müssen vernichtet werden. 
Aus deutscher Sicht ist zu ergänzen: Die Vereinbarung zur Reduktion der strategischen Waf-
fen läuft in diesem Jahr aus. Hier ergibt sich der dringlichste Handlungsbedarf zwischen 
Washington und Moskau.

Für die Überprüfungskonferenz des NVV 2010 wird entscheidend sein, dass die Atomwaf-
fenstaaten endlich ihre Verpflichtung nach Artikel VI des Vertrages zur Verringerung ihrer Ar-
senale einlösen. Der Vertrag zur Raketenabwehr (ABM) muss wiederhergestellt werden. Der 
Weltraum darf nur für friedliche Zwecke genutzt werden. Die Zusammenarbeit im Interesse ge-
meinsamer Sicherheit hat die Präsidenten Bush und Gorbatschow befähigt, zum Ende des Kal-
ten Krieges die gegenseitige Bedrohung durch atomare Mittelstreckenraketen zu beseitigen 
und 1990 die größte konventionelle Abrüstung in der Geschichte zu schaffen. In den mehr als 
18 Jahren seither wurde dieser KSE genannte Vertrag das Fundament der Stabilität in Euro-
pa. Er entspricht bis heute den Interessen aller Beteiligten.

Diese Stabilität war solide und verlässlich genug, um die deutsche Einheit zu verkraften, 
das Ende des Warschauer Paktes zu überstehen, die Implosion der Sowjetunion zu über-
leben, die Souveränität der baltischen Staaten zu ermöglichen und die Erweiterung der 
NATO und EU bis zur Realität des Jahres 2009 auszuhalten.

Sie wäre zum ersten Mal gefährdet durch den amerikanischen Wunsch, am Ostrand der 
NATO in Polen und der Tschechischen Republik Raketen mit einem dazu passenden Radar-
system auf exterritorialen Stützpunkten zu stationieren. Ein solcher Rückfall in die Zeiten der 
Konfrontation mit den Folgen von Aufrüstung und Spannung kann durch eine einvernehm-
liche Regelung zum Thema der Raketenabwehr vermieden werden, die auch den Interessen 
von NATO und EU entspricht – am besten durch die Wiederherstellung des ABM-Vertrages. 
Damit würde zugleich die Anpassung des KSE-Vertrages erleichtert und der Weg in eine 
größere Dimension geöffnet werden.

Barack Obama hat in Berlin gefordert, das Denken in den Kategorien des Kalten Krieges 
zu überwinden. Das knüpft an die Überlegungen an, die nach dem Ende des Ost-West-
Konflikts unter dem Begriff der Sicherheit von Vancouver bis Wladiwostok diskutiert wur-
den. Gorbatschow konnte seine Ideen für ein gemeinsames europäisches Haus nicht mehr 
verfolgen. Nun plädiert der russische Präsident Medwedjew für eine neue gesamteuro-
päische Sicherheitsstruktur.

Wir empfehlen, die Chance ernsthaft zu sondieren. Sicherheit und Stabilität für den nörd-
lichen Teil des Globus – das ist nur mit einer soliden und verbindlichen Zusammenarbeit 
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zwischen Amerika, Russland, Europa und China zu schaffen. Sie würde die bestehenden 
Vereinbarungen von NATO, EU und OSZE respektieren und erforderlichenfalls eigene insti-
tutionelle Formen finden. Stabile Sicherheit im Norden unserer Welt würde gewiss globale 
Krisen entspannen und leichter lösbar machen. Grundsätzliche Bemühungen der Vereinig-
ten Staaten und Russlands zu einer atomwaffenfreien Welt würden es erleichtern, mit allen 
anderen atomar bewaffneten Staaten – ob mit oder ohne ständigen Sitz im Sicherheitsrat der 
UN – Verständigung über ein adäquates Verhalten zu erzielen. Ein Geist der Kooperation 
könnte sich vom Nahen Osten über Iran bis nach Ostasien auswirken.

Deutschland hat durch eine Politik der Entspannung, gedeckt von seinen Verbündeten, 
Voraussetzungen für seine Selbstbestimmung erreicht. Seine friedliche Vereinigung ver-
dankt es dem Zwei-plus-Vier-Vertrag, in dem sich das Prinzip der Zusammenarbeit über 
alte Grenzen hinweg bewährt hat. Es gestattete historische Fortschritte der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle für ganz Europa. Ein Ergebnis war der NATO-Russland-Rat, der seine 
volle Wirksamkeit erst in einem Geist der Kooperation entfalten kann. Relikte aus der Zeit 
der Konfrontation passen nicht mehr in unser neues Jahrhundert. Partnerschaft verträgt sich 
schlecht mit der immer noch gültigen Doktrin der NATO und Russlands zum Erstgebrauch 
von Atomwaffen, auch wenn beide Seiten nicht atomar angegriffen werden. Ein allgemei-
ner Non-first-use-Vertrag unter den atomar bewaffneten Staaten wäre ein drängend wün-
schenswerter Schritt.
Deutschland, das auf atomare, biologische und chemische Waffen verzichtet hat, muss je-
denfalls darauf dringen, dass die Nuklearstaaten sich verpflichten, keine Atomwaffen ge-
gen Länder einzusetzen, die über solche Waffen nicht verfügen. Wir vertreten auch die 
Auffassung, dass die restlichen amerikanischen Atomsprengköpfe aus der Bundesrepublik 
Deutschland abgezogen werden sollten.

Zusammenarbeit als Schlüsselwort unseres Jahrhunderts und sichere Stabilität auf dem 
nördlichen Teil des Globus können Meilensteine auf dem Weg zu einer nuklearwaffenfreien 
Welt werden. Das sind unsere Antworten auf den Aufruf von Kissinger, Schultz, Perry und 
Nunn.

„Die Kirche muss auch den Menschen vor der 
Zerstörung seiner selbst schützen“

Ansprache des Papstes an die Kurie beim Weihnachtsempfang 2008 (Auszug)

Für einige Empörung sorgte zum Jahresende die päpstliche Weihnachtansprache an die Kurie. Seine 
Bilanzierung des vergangenen Jahres stellte Papst Benedikt XVI. unter das Leitmotiv der Gegenwart 
und Sichtbarkeit Gottes. Er forderte die Achtung der „Schöpfungsordnung“ und der „Natur des Men-
schen als Mann und Frau“. Diese zu missachten, würde eine „Selbstzerstörung des Menschen und 
so Zerstörung von Gottes eigenem Werk“ sein. In diesem Kontext kritisierte er auch den „Gender“-
Begriff. Dieser bedeute eine nicht zu rechtfertigende „Selbstemanzipation des Menschen von der 
Schöpfung und vom Schöpfer“. Dies sei eine „Drohbotschaft gegen die Homosexuellen“, die „nicht 
unwidersprochen bleiben“ dürfe, protestierte die katholische Theologin Uta Ranke-Heinemann. „Völ-
lig abwegig“ sei die damit vom Papst implizit verbreitete „Furcht, dass die Homosexuellen den Pla-
neten bedrohen“, kritisierte auch der Vorsitzende der Vereinigung Inclusive Church in England, Giles 
Fraser. Wir dokumentieren den entsprechenden Auszug der Ansprache. – D. Red.
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